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KURZ KOMMENTIERT

DDR—Österreich 

Aufwertungshonorar

D er Besuch des österreichischen Bundeskanzlers 
Kreisky in der DDR wird der politischen Vorreiter­
rolle gerecht, die Österreich seit langem in den 
Ost-West-Beziehungen innehat. Es handelt sich 
hier um den ersten offiziellen Besuch nicht nur 
eines österreichischen Staatsmannes, sondern 
eines westlichen Staatsmannes in der DDR über­
haupt. Auch auf wirtschaftlichem Gebiet ging das 
neutrale Österreich oft voraus -  so schloß es im 
Jahre 1973 das erste Handelsabkommen und im 
Jahre 1974 das erste Kooperationsabkommen auf 
Regierungsebene mit der DDR —, doch schlugen 
sich diese Aktivitäten nicht in den erwarteten Zu­
wachsraten des Handelsumsatzes nieder.

So dürfte Kreiskys Besuch vor allem mit der Ab­
sicht erfolgt sein, den Handel, insbesondere die 
seit Jahren rückläufigen Ausfuhren Österreichs in 
die DDR, zu beleben. Der Anfang hierfür war mit 
der Vereinbarung eines Kreditrahmens in Höhe 
von 6 Mrd. Schilling (ca. 860 Mill. DM) bereits 
Ende 1977 gemacht worden. Die Ausfüllung dieses 
Rahmens folgte mit einer Reihe von jetzt bekannt­
gemachten Einzelgeschäften -  häufig auf Kom­
pensationsbasis. Aufhorchen lassen die Koopera­
tionsaktivitäten beider Länder. Die für Tunesien, 
den Iran, Algerien und Syrien vereinbarten Dritt- 
länder-Kooperationen u. a. auf dem Bausektor 
nehmen sich angesichts der gegenwärtig eher 
abgeflauten west-östlichen Kooperationstätigkeit 
recht beachtlich aus.

Diese Entwicklung erweckt zusammen mit den ho­
hen Einkäufen in Österreich den Eindruck, daß die 
DDR eine politische Aufwertung, wie sie sie durch 
den Besuch Kreiskys erfuhr, ähnlich wie vor der 
politischen Anerkennungswelle in den Jahren 1972 
und 1973 mit wirtschaftlichem Entgegenkommen 
zu honorieren bereit ist. Dies wiegt insofern be­
sonders schwer, als die Außenwirtschaftspolitik 
der DDR gegenwärtig auf eine umfassende Ver­
minderung von Westeinfuhren abzielt. ud

Büdungspolitilc

Notdürftige Retuschen

D er Wissenschaftsrat bezeichnete kürzlich die 
Laufbahnstruktur des öffentlichen Dienstes als 
eine Ursache der gegenwärtig mangelhaften An­
passungsflexibilität zwischen Bildungs- und Be­
schäftigungssystem. Er fordert deshalb unter an­

derem die Zusammenlegung des gehobenen und 
höheren Dienstes zu einer durchgehenden Lauf­
bahn mit einheitlicher Eingangsstufe. Da über 70%  
aller Akademiker im öffentlichen Dienst beschäf­
tig t sind, ist es durchaus verständlich, wenn der 
Wissenschaftsrat glaubt, gerade in diesem Sektor 
den Hebel ansetzen zu müssen. Wegen fehlender 
Finanzmittel sind in absehbarer Zeit keine spekta­
kulären Ausweitungen bei Akademikerstellen mög­
lich; aber auch hiervon abgesehen ist im öffent­
lichen Dienst -  und auch in der privaten W irt­
schaft -  die Zahl der hochqualifizierten Positio­
nen nicht im Ausmaß der zukünftig zu erwarten­
den Bewerbungen von Hochschulabsolventen ver­
mehrbar.

Die Vorstellungen des Wissenschaftsrats laufen 
darauf hinaus, die Erwartungshaltung der Absol­
venten hinsichtlich Beschäftigungs- und Sozial­
status kräftig nach unten zu korrigieren. Man hofft 
damit zweierlei zu erreichen: Ein Teil der Studien­
berechtigten wird wegen der verschlechterten Per­
spektiven gar nicht erst anfangen zu studieren, 
und für den Rest eröffnen sich zusätzliche Betäti­
gungsfelder. Dieser Mechanismus kann aber kei­
nesfalls zu einer echten Mehrnachfrage nach Aka­
demikern führen. Der Weg in eine unterwertige 
Beschäftigung -  denn um nichts anderes handelt 
es sich bei den vorgeschlagenen Maßnahmen — 
ist für den einzelnen unbefriedigend, ganz zu 
schweigen davon, ob es sich unsere Volkswirt­
schaft auf die Dauer leisten kann, erhebliche Res­
sourcen zur Produktion von Kenntnissen und Fä­
higkeiten bereitzustellen, die in diesem Umfang 
gar nicht benötigt werden. Es wäre hilfreicher, 
wenn sich der Wissenschaftsrat dieser Kernfrage 
stellen würde. Seine Empfehlungen sind letztlich 
nichts anderes als notdürftige Retuschen an einem 
weiterbestehenden Akademikerüberhang. rr

Entwicidungshilfe 

Blamabler Zustand

Daß das Volumen der öffentlichen Entwicklungs­
hilfe bislang denkbar unbefriedigend, ja  beschä­
mend gering war, hat sich herumgesprochen. Auch 
das jetzt vorgelegte finanzielle Ergebnis unserer 
entwicklungspolitischen Zusammenarbeit im Jahr 
1977 dokumentiert diesen blamablen Zustand. Die 
staatliche Entwicklungshilfe ging um 300 Mill. DM 
auf knapp 3,2 Mrd. DM zurück. Der Anteil dieser 
Hilfe am Bruttosozialprodukt hat mit 0,27 %  einen 
historischen Tiefpunkt erreicht, der bei einer ra­
scheren konjunkturellen Erholung noch weitaus 
niedriger hätte ausfallen können. Nur der starken
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Zunahme der Transfers der W irtschaft auf 9,5 Mrd. 
DM ist es zu verdanl<en, daß die gesamten Netto- 
Leistungen der BRD 1977 mit 13,3 Mrd. DM gerade 
noch das Vorjahresergebnis erreichten.

Die Kritik, die sich seit Jahren schon an der ent­
wicklungspolitischen „Knauserigkeit“ der Deut­
schen international wie national entzündet, wird 
im politischen Bereich inzwischen erfreulicher­
weise etwas ernster genommen. Die Bundesregie­
rung hat den Entwicklungsetat für 1978 überdurch­
schnittlich stark heraufgesetzt sowie gleichzeitig 
ihr unverbindliches Uraltversprechen erneuert, die 
Erreichung des 0,7 % -Zie ls der UN auch weiterhin 
anzustreben.

Der politischen Basis der Koalition scheint dies 
aber nicht mehr zu genügen. Beide Koalitions­
parteien haben sich in ihren entwicklungspoliti­
schen Programmen zum sogenannten „Stufen­
plan“ bekannt, der die deutsche Entwicklungshilfe 
unabhängig von politischer Opportunität in abseh­
barer Zeit automatisch an das 0,7% -Ziel heran­
führen soll. Die FDP forderte in den Mitte März 
vorgelegten „Thesen zur Dritte-W elt-Politik“ ferner 
die Erreichung des Ziels „m öglichst“ in der kom­
menden Legislaturperiode. Damit hat sie sich 
allerdings de facto kaum weiter vorgewagt als die 
SPD, die sich zu einer exakten Terminierung bis­
lang ebenfalls nicht durchringen konnte. Immerhin 
scheint die Verdrossenheit über das stets aufs 
neue verfehlte entwicklungspolitische Klassenziel 
inzwischen so groß zu sein, daß für den Stufen­
plan gewisse Erfolgsaussichten bestehen. bo

Tarifkonflikt 

Stuttgarter Modell

D er Stuttgarter Abschluß der Tarifverhandlungen 
in der Metallindustrie brachte für den Tarifbezirk 
Nordbaden/Nordwürttemberg eine Lohnerhöhung, 
die sich einschließlich der gezahlten Pauschalen 
für Januar bis März auf einen Prozentsatz von 
ca. 5,4 %  des durchschnittlichen Tariflohnes be­
läuft. Weiterhin wurde eine Absicherung der Ar­
beitnehmer gegen Herabgruppierungen vereinbart, 
die die Folgen von Rationalisierungsmaßnahmen 
mildern soll. Hierzu ist zu erwähnen, daß solche 
Regelungen üblicherweise in Lohnrahmenabkom­
men und Manteltarifverträgen festgelegt werden, 
hier aber unter dem Druck der aktuellen Arbeits­
kampfsituation zustande kamen. Demnach ist vor­
stellbar, daß weitergehende Ansprüche in den 
noch zu verhandelnden Manteltarifen und Lohn­
rahmen nachgeschoben werden könnten.

Die nun von der IG-Metall erhobenen Forderun­
gen nach Übertragung des Stuttgarter Ergebnisses

auf andere Tarifbezirke, weil dies bisher trad itio­
nell so gehandhabt wurde, vermögen angesichts 
der bezirksspezifischen -  in anderen Metalltarif­
bezirken nicht zur Debatte stehenden -  Absiche­
rungsregelung, der regional unterschiedlichen 
Wirtschaftslage der Metallindustrie und auch der 
Arbeitslosenentwicklung, die sich hier negativer 
als in anderen Industrien darstellt, nicht recht zu 
überzeugen. Dabei sei einmal von der grundsätz­
licheren Kritik an der Höhe des Abschlusses ab­
gesehen, der im Hinblick auf die angestrebte ge­
samtwirtschaftliche Wachstumsrate umstritten ist.

cri

Währungspolitik

Deutsch-amerikanische Konvergenz?

In den deutsch-amerikanischen Währungsverein­
barungen von Mitte März wurden erste Ansätze 
zu einer währungspolitischen Konvergenz und da­
mit zur Aufgabe des — wie ein EG-Minister über­
spitzt formulierte -  „game of chicken“ deutlich; 
Danach wollten die USA sehen, wie weit der Dol­
lar fallen könne, bevor die Bundesrepublik zu Sti­
mulierungsmaßnahmen gezwungen sei, während 
die Bundesrepublik erkennen wollte, wie weit der 
Dollar sinken könne, bevor die USA seinen Fall 
bremsen müßten. Der jetzt angekündigte Verkauf 
amerikanischen Goldes für Interventionszwecke 
kann -  zusammengesehen mit der Erweiterung 
des Interventionspotentials im deutsch-amerikani- 
chen Abkommen {Verdopplung der Swaplinie auf 
4 Mrd. S, Verkauf von 600 Mill. SZR an die Bun­
desbank, Bereitschaft, auf die 5 Mrd. $-Reserve- 
position im Fonds zurückzugreifen) zumindest als 
Signal interpretiert werden, daß die USA den Dol­
larkurs nicht mehr als Druckmittel nutzen wollen.

Möglicherweise ist dies mit darauf zurückzuführen, 
daß sich gewisse Ansätze zu einer kooperativen 
Lösung bei den „Fundamentals“ andeuten. Im Ab­
kommen anerkannten die USA zwar die prioritäre 
Notwendigkeit des Abbaus ihres ölbedingten De­
fizits, aber andererseits machten die konstatierten 
Ursachen für die grundlegenden Störfaktoren auch 
die Handlungsnotwendigkeit der anderen Seite 
deutlich. Diese Notwendigkeit wird auch von der 
EG-Kommission gesehen. Und angesichts der 
wohl wieder hinter der Projektion zurückbleiben­
den deutschen Wachstumsrate würde sich Bonn 
kaum einer gemeinsamen europäischen Aktion 
im Sinne der Konvoi-Theorie entziehen können. 
Äußerungen des deutschen Wirtschaftsministers, 
daß Konjunkturanreize kaum vor Mai möglich sind, 
geben zumindest Spekulationen auf einen „deut­
schen Beitrag“ auf dem Wirtschaftsgipfel im Juli 
Auftrieb. kr
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